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Fr. 7134.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Hamburg in Betreff der Herſtellung der 
Venlo⸗Hamburger Eiſenbahn nebſt feſter Ueberbrückung der Elbe zwiſchen 
Harburg und Hamburg. Vom 18. März 1868. 


a ine Majeftät der König von Preußen und der Senat der freien und Hanſe⸗ 
ſtadt Hamburg, von dem Wunſche geleitet, die Eiſenbahnverbindungen zwiſchen 
den beiderſeitigen Staatsgebieten zu erweitern, haben zum Zwecke einer hierüber 
qu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 


Allerhöchſtihren Geheimen Ober⸗Regierungsrath Carl Wilhelm 
Everhard v. Wolf, 


Allerhöchſtihren Wirklichen Legationsrath Paul Ludwig Wilhelm 
Jordan; 
der Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg: 
den Syndikus Dr. Carl Herrmann Merck, 
den Hanſeatiſchen Miniſter⸗Reſidenten am Königlich Preußiſchen Hofe 
Dr. Daniel Chriſtian Friedrich Krüger, 


welche, nach Auswechſelung ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Voll⸗ 
4 1 7 unter dem Vorbehalte der Ratifttation, folgenden Vertrag abgeſchloſſen 
haben: 


Artikel 1. 


a Bremen und Hamburg nebſt einer feſten Ueberbrückung der Elbe zwiſchen 110 
Jahrgang 1868. (Nr. 7134.) 85 urg 


Ausgegeben zu Berlin den 6. Juli 1868. 
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burg und Hamburg und einem Schienenanſchluſſe an die Hamburg ⸗ Altonaer 
Verbindungsbahn zuzulaſſen und zu fördern. 


Artikel 2. 


Die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft hat darum nachgeſucht, ihr die 


Ausdehnung ihres Unternehmens auf den Bau und Betrieb dieſer Eiſenbahn 
nebſt der feſten Ueberbrückung der Elbe zu geſtatten. 

Beide kontrahirende Regierungen werden dieſem Geſuche Folge geben, 
vorausgeſetzt, daß die von ihnen für nöthig erkannten und der Geſellſchaft ſpäte⸗ 
ſtens unmittelbar nach Auswechſelung der Ratifikationen dieſes Vertrages zu 
eröffnenden Konzeſſionsbedingungen Seitens der Geſellſchaft innerhalb einer Frist 
von längſtens drei Monaten angenommen werden. 


Artikel 3. Na ah 


In der zu ertheilenden Konzeffion wird der Senat der freien und Hanſeſtadt 
Hamburg der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſelſchaft ohne vorgängiges Einver⸗ 
nehmen mit der Königlich Preußiſchen Regierung, keine erſchwerende Bedingungen 
auferlegen, welche nicht bei den Eiſenbahnanlagen in Preußen allgemein zur 
Anwendung kommen, oder im gegenwärtigen Vertrage ausdrücklich vorgeſehen find. 
i Der Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg wird der Geſellſchaft 
vielmehr die Durchführung des großen koſtſpieligen Unternehmens thunlichſt er⸗ 
leichtern, und zu dieſem Zwecke insbeſondere derſelben alle diejenigen Beihülfen 
und Unterftügungen zu Theil werden laſſen, welche der Geſellſchaft in dem mit 
ihr abgeſchloſſenen Vertrage vom 7/9. Dezember 1867. bereits zugeſichert find. 


Artikel 4. 


N Ferner wird bei Ertheilung der Konzeſſion der Senat der freien und 
Hanſeſtadt Hamburg der Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft nach Maaßgabe 
ihres Königlich Preußiſcherſeits beſtätigten Geſellſchaftsſtatuts auch in dem 
Hamburgiſchen Gebiete die Rechte einer Korporation zugeſtehen. Hierbei ſoll 
aber die Geſellſchaft nach wie vor ihr Domizil und den Sitz ihrer Verwaltung 
im Königreich Preußen behalten, und ungeachtet der Ausdehnung ihres Unter 
nehmens auf das Hamburgiſche Gebiet in Bezug auf alle Maaßnahmen und 
Feſtſetzungen, welche die Verhältniſſe der Geſellſchaft als ſolcher, und die Beauf— 
ſichtigung und Verwaltung ihrer Unternehmungen im Allgemeinen betreffen, 
lediglich von der Königlich Preußiſchen Regierung reſſortiren. Insbeſondere 


ſollen auch die Beſtätigungen von künftigen Umgeſtaltungen und Abänderungen 


der Geſellſchaftsſtatuten, die Genehmigung von ferneren Erweiterungen des Unter 
nehmens, ſowie die Aufnahme von Darlehnen und die Emiſſion neuer Stamm 
Aktien und Prioritäts⸗Obligationen der Königlich Preußiſchen Regierung allein 
anheimgeſtellt bleiben. 85 f i re 


Wegen aller Entſchädigungsanſprüche, die aus Anlaß der Eiſenbahnanlage 1 
im Hamburgiſchen Gebiete oder des Betriebes derſelben gegen die ee = 
Eiſen⸗ 


„ ruæ . e un Fit Reha lern in dns 
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Ei ahngeſellſ haft erhoben werden möchten, hat die Geſellſchaft ſich der Ham⸗ 
burgiſchen Gerichtsbarkeit zu unterwerfen. 

Der Cöln-Mindener Eiſenbahngeſellſchaft wird bei ihrer Konzeſſionirung 


zu den Bahnanlagen nebſt der Elbüberbrückung ſowohl im Königlich Preußiſchen, 
als auch im Hamburgiſchen Gebiete das Recht der Expropriation verliehen werden. 


nn up’ Artikel 6. 


Die Bahnanlage im Hamburgiſchen Gebiete, einſchließlich der Ueberbrückung 
der Elbe und des Bahnhofes in Hamburg, fol, ſoweit nicht der Senat der freien 

und Hanſeſtadt Hamburg und das Königlich Preußiſche Miniſterium für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten im Einvernehmen mit einander noch nachträg⸗ 
liche Abänderungen und fernere Ergänzungen genehmigen oder anordnen, nach 
den Bauprojekten erfolgen, welche bei den letzten ſtattgehabten Vertragsverhand⸗ 
lungen zwiſchen Hamburg und der vormaligen Königlich Hannoverſchen Regie⸗ 
kung über die Ausführung der Eiſenbahnverbindung Hamburg - Harburg als 
maaßgebend angenommen und für die damals in Ausſicht genommene Ausfüh⸗ 
kung auf gemeinſchaftliche Koſten geeignet erachtet ſind. „ 
ee £ „Artikel 7. 5 8 
. Die Landeshoheit verbleibt in Anſehung der Bahnſtrecke im Hamburgiſche 
Geebiete ausſchließlich der freien und Hanſeſtadt Hamburg. N 
Diem Senate iſt es vorbehalten, zur Regelung des Verkehrs zwiſchen Ihm 
und der Geſellſchaft, ſowie zur Handhabung der Ihm zuſtändigen Aufſichts⸗ und 
Hoheitsrechte, einen beſonderen Kommiſſarius zu beſtellen. Derſelbe hat die Be⸗ 


i dienen des Senates zu der Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen zu vertreten, 
die nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten der kompetenten 
Behörden geeignet find. 


ae Artikel 8. 


Die Eiſenbahnbeamten ſind während ihres Aufenthaltes auf Hamburgi⸗ 
ſchem Gebiete den Hamburgiſchen Geſetzen und Anordnungen unterworfen, jedoch 
pollen die Beamten, welche beim Bau und Betriebe der Bahn im Hamburgiſchen 
Gebiete ſtationirt werden, dadurch keine Aenderung ihrer Unterthanenverhältniſſe 
erleiden und, wenn ſie nicht Hamburgiſche Unterthanen ſind, während ihres dienſt⸗ 
lichen Aufenthaltes nur denjenigen Steuern und Perſonallaſten unterworfen ſein, 
welche nach den Hamburgiſchen Geſetzen unter gleichen Verhältniſſen für alle eine 
Geſchäfts⸗ oder Erwerbskhätigkeit ausübende Fremde zur Anwendung kommen. 
. 5 Artikel 9. | 1 
Die Bahnpolizei ſoll in Gemäßheit des für jedes Staatsgebiet beſonders 
zu publizirenden Bahnpolizei⸗Reglements nach übereinſtimmenden Grundſätzen ge⸗ 
handhabt werden. En ee 8 ar 
5 850 Der 


. 


Der Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg wird zu dieſem Zwelk 
das von der Königlich Preußiſchen Regierung feſtzuſtellende Bahnpolizei⸗Regle⸗ 
ment, ſoweit nicht lokale Verhältniſſe einzelne Abweichungen unvermeidlich machen, 
auch für die Bahnſtrecke im Hamburgiſchen Gebiete genehmigen und in Kraft 
ſetzen. 

Artikel 10. 


Die Genehmigung der Tarife und Tarifänderungen, ſowie die Genehmi⸗ 
gung und Abänderung der Fahrpläne, wird der Königlich Preußiſchen Regierung 
allein vorbehalten. 

Die Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft ſoll aber verpflichtet ſein, in 
ihren Tarif⸗Einheitsſätzen pro Zentner und Meile Hamburg niemals ungünſtiger 
zu ſtellen, als Bremen und Harburg. Sie ſoll ferner auf ihrer Venlo-Ham⸗ 
burger Bahnlinie im Verkehre mit Hamburg, ſowohl im Binnen-, als auch im 
durchgehenden Verkehre, keine höhere Tarif⸗Einheitsſätze in Anwendung bringen 
dürfen, als auf ihrer Stamm⸗Bahnſtrecke Cöln⸗Minden jeweilig Geltung haben 
werden, jedoch mit der Maaßgabe, daß, fo lange die Venlo- Hamburger Eiſen⸗ 
bahnlinie noch nicht einen Reinertrag von fünf Prozent des geſammten Anlage 
kapitals aufgebracht haben wird, es zuläſſig fein ſoll, bei dieſer Tarifberechnung 
die Bahnſtrecke Harburg⸗Hamburg in dem Harburg tranſitirenden Verkehre bis 
höchſtens zu einer Länge von drei Meilen in Anſatz zu bringen, während für 
den Lokalverkehr zwiſchen Hamburg und Harburg in keinem Falle mehr als die 
wirkliche Entfernung berechnet werden darf. ; 

Ferner follen auf der Bahn zwifchen dem Rhein und Hamburg täglich 
in jeder von beiden Richtungen mindeſtens zwei durchgehende Werfonenzüge ſtatt⸗ 
finden, auch von dieſen Perſonenzügen mindeſtens einer mit nicht geringerer Fahr⸗ 
. befördert werden, als diejenige, welche jetzt oder künftig für die 

urierzüge zwiſchen Cöln und Berlin einſchließlich aller Aufenthalte im Durch⸗ 
ſchnitte beider Richtungen für die Preußiſche Meile Anwendung findet. 


Außerdem ſollen zwiſchen Harburg und Hamburg, ſoweit das Bedürfniß 
des Lokalverkehrs es erfordert, neben den durchgehenden Perſonenzügen noch 
beſondere Lokalzüge eingerichtet werden, ſo daß in der Zeit von 6 Uhr Vor⸗ 
mittags bis 11 Uhr Abends täglich in jeder von beiden Richtungen mindeſtens 
eine ſechsmalige Perſonenbeförderung ſtattfindet. 


Artikel 11. 


Der Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg wird ſowohl eine geeignete 
Fahrſtraße durch Hamburg geſtatten, auf welcher der Güterverkehr der Station 
Hamburg der Venlo⸗Hamburger Eiſenbahn mit Altona, Schleswig⸗Holſtein und 
darüber hinaus in beiden Richtungen frei vom Tranſito-Deklarationszwange, 
ſowie frei von allen Abgaben und ohne Unkoſten für die auf das geringſte 
zuläſſige Maaß zu beſchränkenden Kontrolmaaßregeln ſtattfinden kann, als auch 
dafür Sorge tragen, daß der Eiſenbahntransport der Güter zwiſchen der Kiel 
Altonaer und der Venlo-Hamburger Eiſenbahn auf der eee = 

er⸗ 


n n 


erbindungs⸗Eiſenbahn zu einem in beiden Richtungen gleichen mäßigen Tarif⸗ 


ſatze bewirkt werde. 


Artikel 12. 


5 Für die Städte Hamburg und Altona ſollen auf der Venlo⸗Hamburger 
Eiſenbahn ein und dieſelben Tarifſätze in Anwendung kommen. Auch ſoll die 
Coln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet fein, in allen ihren Betriebs⸗ 
gngelegenheiten beide Städte thunlichſt gleich zu ſtellen, und zu dieſem Zwecke, 
insbeſondere auf der Station Hamburg, ſowohl für Hamburg als auch für 

Altona, gegen einen für beide Städte gleichen, nach den durchſchnittlichen Selbſt— 
koſten zu bemeſſenden Zuſchlag zu den betreffenden Tarifſätzen, die ankommenden 
Eil⸗ und Normal⸗Frachtgüter an die Speicher und Wohnungen der Empfänger 
ju bringen, und die abgehenden Eil- und Normal-Frachtgüter von den Speichern 
und Wohnungen der Abſender abzuholen. 


Artikel 13. 


8 Die Regulirung der Zollverhältniſſe auf der Bahn bleibt der beſonderen 
Vereinbarung vorbehalten, deren Feſtſetzungen für die Cöln⸗Mindener Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft bindend fein ſollen, insbeſondere auch rückſichtlich der auf ihre Koſten 
u machenden zollamtlichen Einrichtungen und Anlagen auf dem Bahnhofe zu 
Hamburg. g 
f i Artikel 14. 

In Betreff der Telegraphenverwaltung ſoll die Cöln⸗Mindener Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft im Falle der Konzeſſionserlangung verpflichtet ſein, ſowohl unentgeltlich 
ju geſtatten, daß längs der Bahn Staatstelegraphen unter den von dem Prä⸗ 
ſidium des Norddeutſchen Bundes feſtzuſetzenden Bedingungen angelegt werden, 
als auch nach Maaßgabe der Anordnungen des Bundespräſidiums auf den Bahn⸗ 
telegraphen Staats⸗ und Privatdepeſchen zu befördern. 


Artikel 15. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird von dem Unternehmen der 
Cöln⸗Mindener Eiſenbahngeſellſchaft einſchließlich der im Hamburgiſchen Gebiete 
belegenen Bahnſtrecke nach Maaßgabe ihrer Geſetze vom 30. Mai 1853. und 
21. Mai 1859., ſowie der dazu ergehenden abändernden und ergänzenden Beſtim⸗ 
mungen eine Eiſenbahnabgabe erheben. Von demjenigen Theile dieſer Abgabe, 
welcher durch die Betriebsergebniſſe der Bahn von Venlo über Osnabrück nach 
Brennen und Hamburg, ſowie der ſich daran anſchließenden Zweigbahn von Haltern 
nach Eſſen beziehungsweiſe Gelſenkirchen aufkommt, wird die Königlich Preußiſche 
Regierung diejenige Quote, welche bei Repartition nach Verhältniß der Länge 
dieſer Bahnen ſich für die im Hamburgiſchen Gebiete gelegene Bahnſtrecke von 
Beginn des auf die Betriebseröffnung der ganzen Bahnlinie Venlo-Hamburg 
folgenden Kalenderjahres ab ergeben wird, alljährlich an den Senat der freien 
und Hanſeſtadt Hamburg überweiſen, und an die von Ihm zu bezeichnenden 
Einnahmeſtellen abführen laſſen. a 
Gr. 784) | Der 


ee 


Diäeer Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg wird dagegen die Cöl 
Mindener Eiſenbahngeſellſchaft von allen anderen Abgaben freilaſſen, namentli 
von derſelben kein Konzeſſionsgeld fordern, auch wegen ihres Bahneigenthuns 
und Bahnbetriebes auf Hamburgiſchem Gebiete weder Grundſteuer, noch Gewerbe 
oder Einkommenſteuer in Anſpruch nehmen. 


Artikel 1: 


Für den Fall, daß die Cöln- Mindener Eifenbahngefellfchaft dereinſt im 
allgemeinen Verkehrsintereſſe, fei es auf Erfordern oder blos mit Genehmigung 
der Königlich Preußiſchen Regierung, der Staats⸗ oder Privatverwaltung der 
Bahnlinie Lüneburg⸗Harburg oder auch einer anderen etwa noch zur Ausführung 
kommenden Eiſenbahnverbindung mit Harburg Behufs des ſelbſtſtändigen Ver⸗ 
kehrs mit Hamburg, eine Mitbenutzung ihrer Bahnanlagen auf Hamburgiſchen 
Gebiete, insbeſondere der Brücke über die Elbe, einräumen muß oder will, wid 
der Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg zu der für die Erreichung dieſes 
Zweckes erforderlichen Verſtändigung mit der Königlich Preußiſchen Regierung 
bereitwillig die Hand bieten. f f 2 


Artikel 17. 


Sollte die Königlich Preußiſche Regierung dereinſt, ſei es auf Grund des 
$. 42. Ihres Geſetzes über die Eiſenbahn⸗Anterneh mungen vom 3. November 1838, 
oder im Wege des Vertrages oder aus ſonſtigem Rechtstitel die den Gegenſtand 
gegenwärtigen Vertrages ausmachende Eiſenbahn erwerben, ſo wird der Senat 
der freien und Hanſeſtadt Hamburg hierzu die Zuſtimmung nicht verſagen, ſoll 
aber zugleich berechtigt fein, alsdann zu jeder Zeit von der Königlich Preußiſchen 
Regierung die Ueberkragung des Eigenthums der im Hamburgiſchen Gebiete li 
genden Bahnſtrecke gegen Erſtattung eines nach Verhältniß des Anlagekapit 
zu berechnenden Theiles des aufgewendeten Erwerbspreiſes zu verlangen. Sowohl 
für dieſen Fall, als auch wenn ſonſt es vorkommen möchte, daß die der Gef 
ſchaft ertheilten Konzeſſionen in dem einen oder in dem anderen Gebiete, oder in 
beiden Gebieten erlöſchen, ſind beide Hohe kontrahirende Regierungen einverſtanden, 
daß der einheitliche Betrieb der Bahn nicht aufhört, und werden deshalb ſofort 
das Nöthige vereinbaren, um den Betrieb für beide Gebiete im Zuſammenhange E 
nach dem Zwecke und den Modalitäten dieſes Vertrages ununterbrochen fortzufegen. 


Artikel 18. 


f Für den Fall, daß innerhalb der nächſten zehn Jahre der Senat der freien 
und Hanſeſtadt Hamburg ſich entſchließen ſollte, oder hinreichend bemittelte zuver? 
läſſige Privat⸗Unternehmer ſich dazu erbieten würden, den Bau einer Eiſenbahn 
nach Cuxhaven zur Ausführung zu bringen, iſt die Königlich Preußiſche Regierung 
bereit, dieſe Bahnanlage zuzulaſſen, und zwar ausgehend von Harburg im An⸗ 
ſchluſſe an die Venlo: Hamburger Eiſenbahn, oder, ſofern inmittelſt eine Eiſenbahn 
von Heben Sen Stade oder darüber hinaus bereits geſichert fein würde, aus⸗ 
gehend von Stade, beziehungsweiſe von einem anderen an letzterer Bahn gelegenen 
geeigneten Punkte. 1 


— 


— 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird alsdann mit dem Senate der 
uad Hanſeſtadt Hamburg wegen Ordnung der beiderſeitigen Beziehungen 
u einander, beziehungsweiſe zu den Bahn Unternehmern in Verhandlung treten 
und nach hierüber erfolgter Vereinbarung unter den in Preußen üblichen Bedin⸗ 
gungen die Konzeſſion zu der Anlage ertheilen. 


Artikel 19. a 


Der gegenwärtige Vertrag ſoll beiderſeits zur Ratifikation vorgelegt und 

die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden binnen vier Wochen in Berlin 
bewirkt werden. 5 228 

So geſchehen Berlin, den 18. März 1868. 


(L. S.) v. Wolf. (L. S.) Merck. 
(L. S.) Jordan. (L. S.) Krüger. 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt worden, und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


Nr. 7135.) Allerhöchſter Erlaß vom 15. Mai 1868., betreffend die Verleihung der 

an ſiskaliſchen Vorrechte an die Kreiſe Greifenhagen und Soldin für den 
Bau und die Unterhaltung der Kreis-Chauſſeen: J) von Liebenow an 
der Greifenhagen-Bahner Kreisſtraße nach Fiddichow im Kreiſe Greifen- 
hagen, Regierungsbezirk Stettin, 2) von Rufen an der Soldin⸗Schön⸗ 
fließer Kreisſtraße bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Bahn im 
Kreiſe Soldin, Regierungsbezirk Frankfurt a. d. O. 


Lachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Chauſſeen: 
I) im Kreiſe Greifenhagen⸗ Regierungsbezirk Stettin, von Liebenow an der 
Greifenhagen⸗Bahner Kreisſtraße nach Fiddichow 2) im Kreiſe Soldin, Regie⸗ 
kungsbezirk Frankfurt a. d. O., von Rufen an der Soldin⸗Schönfließer Kreis⸗ 
Habe bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Bahn, genehmigt habe, verleihe 
hierdurch dem Kreiſe Greifenhagen in Bezug auf die Straße zu 1. und die 
ihm zum Bau und zur Unterhaltung übernommene Strecke der Straße 
u 2. innerhalb des Soldiner Kreiſes von der Kreisgrenze bis zur Rufener Feld⸗ 
arksgrenze, desgleichen dem Soldiner Kreiſe in Bezuͤg auf die von dieſem Kreiſe 
uführende Strecke der Straße zu 2. das Expropriationsrecht für die zu die⸗ 
Gr. 7134— 7186.) jen 


ſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur E 
Chauſſeebau- und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Ste 
Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will 
Ich dem Greifenhagener Kreiſe reſp. dem Soldiner Kreiſe gegen Uebernahm 
der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der bezüglichen Straßenſtrecken d 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für d 
Staats - Chauffeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der fonftigen 

die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
follen die dem Chauſſeegeld⸗-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur An- 
wendung kommen. 

Dier gegenwärtige Erlaß tft durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. f 


Berlin, den 15. Mai 1868. 
Wilhelm. 


2 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Nr. 7136.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 
des Greifenhagener Kreiſes im Betrage von 115,500 Thalern, II. Emiſſion. 
Vom 15. Mai 1868. ee 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Greifenhagener Kreiſes, im Ne 
gierungsbezirk Stettin, auf den Kreistagen vom 31. Juli 1867. und 12. Februar 
1868. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom Kreiſe unternommenen 


Chauſſeebauten, außer der durch das Privilegium vom 26. Oktober 1857. (Ge⸗ 


ſetz-Samml. ©. 885.) genehmigten Anleihe von 126,000 Thalern, noch erfor 
derlichen Geldmittel im Wege einer weiteren Anleihe zu beſchaffen und zugleich 
durch Ausgabe von Kreis-Obligationen die in Folge des Oder-Uebergangsbaues 
für den Kreis kontrahirten Privatſchulden von 30,000 Thalern zu tilgen, wollen 
Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden In⸗ 
haber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare 
Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 115,500 Thalern ausſtellen zu 
dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Sen 

l etwa 


Ä 


u erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 
uni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 115,500 
Thalern, in Buchſtaben: Einhundert und fünfzehn Tauſend fünfhundert Tha⸗ 
lern, welche in folgenden Apoints: Fr 
u 20,000 Thaler & 500 Thaler, 

€ De 


30,000 5 2 

40,00 rl -» 4 100% 
15% 6 9Bn0ü ĩ. 8 
10,500 1 95 45 


= 115,500 Thaler, 

„nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
/ fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
, Folgeordnung jährlich vom Jahre 1869. ab mit wenigſtens jährlich zwei Prozent 
des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldraten, zu amor⸗ 
lſtren find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung 
mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen 
die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nach⸗ 
weiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. s i 
® Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Alrkkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. 5 i 
Gegeben Berlin, den 15. Mai 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


provinz Pommern, Regierungsbezirk Stettin. 


Obligation 
des 
Greitenbogentr eie 
I. Emiſſion 5 
n . 
über 


‚inne Thaler Preußiſch Kurant. 


. Auf Grund der unteren Heede Kreistagsbeſchlüſſe vom 
31. Juli v. J. und 12. Februar d. J. wegen Aufnahme einer Schuld von 
Jahrgang 1868. (Nr. 7136.) 86 115,500 


115,500 Thalern bekennt ſich die kreisſtändiſche Chauffeebau - Kommi 
Greifenhagener Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhab 
gültige, Seitens des Gläubigers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehns⸗ 
Schuld von Thalern Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt 
worden und mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen iſt. € 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 115,500 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1869. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigſtens zwei Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilg 
ten Schuldraten. 5 a 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1869. ab in dem 
Monate Dezember jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die ge: 
kündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen 
ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei 
und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Königlichen = 
Regierung zu Stettin, dem Kreisblatte des Greifenhagener Kreiſes und einer in — 
Stettin erſcheinenden Zeitung. 5 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wir 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, 
von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit 
jenem verzinſet. = 

Die Auszahlung der Zinfen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Chauſſeebaukaſſe in Greifenhagen, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. ; 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück. 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab- 
gezogen. = 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb dier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. J. Be 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Greifenhagen. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſttz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der an⸗ 
gemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 9 8 

NT 


— 


Er 


Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjäßtige Zinskupons bis zum 


Schluſſe des Jahres ausgegeben, für die weitere Zeit werden Zinskupons 
fjährige Perioden ausgegeben. a 8 
Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗ Serie erfolgt bei der Kreis⸗ 
auſſeebaukaſſe zu Greifenhagen gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗ 
e beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 
Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
reis mit ſeinem Vermögen. . 
Diedſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 5 N 
Greifenhagen, den . ten 


Die kreisſtandiſche Chauſſeebau-Kommiſſion des Kreiſes Greifenhagen. 


Provinz Pommern, Regierungsbezirk? Stettin. 


Zinskupon 


zu der 


Kreis⸗Obligation des Greifenhagener Kreiſes 
II. Emiſſion 
V7. 
Thaler zu fünf Prozent Zinſen 


Thaler Silbergroſchen. 


Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückg 
reſp. vom . en b 
der vorbenannten Kreis⸗Obligation für das Halbjahr 
mit (in Buchſtaben) Thalern 
Silbergroſchen bei der Kreis-Chauſſeebaukaſſe in Greifenhagen. 
Greifenhagen, den .. 18% 
Die kreisſtändiſche Chauſſeebau-Kommiſſion des Kreiſes Greifenhagen. 


„Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 

lobetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 

er Fälligkeit, vom Schluſſe des betreffenden 
derjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Kreis Obligation des Greifenhagener Kreiſes = 


II. Emiſſion. 


8 5 Der Snhaber Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der dull, 
gation des Kreiſes 


Litt r... . . über .... Thaler zu fünf Prozent Zinſen 


dis ie Serie Zinskupons für die fünf 5 18. . bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Chauſſerbaukaſſe zu Greifenhagen. Br 


Greifenhagen, den ten 


6 Die kreisſtändiſche Chauſſeebau⸗ Kommiffien des 9 8 Orhan 


Berichtigung. 


Ju der im 62. Stück der Geſetz⸗ Sammlung für 1867. abgedruckten Stra 
855 Ordnung vom 25. Juni 1867. iſt Seite 3 in der m Zeile 5 
8. 464.“ zu leſen: 5: 456. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der aus 1 Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker) 


